Name, Vorname

Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort

Ausländerbehörde
Straße/ Haus-Nr. 

PLZ Ort
...................................... , ..........................  

(Ort) 

(Datum)

Antrag auf Ausstellung einer Duldung gem. § 60a Abs. 4 AufenthG/
Hilfsweise: Antrag auf Ausstellung einer Aufenthaltsgestattung

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantrage ich (und für folgende Familienmitglieder……………………..) die Ausstellung einer Duldung gem. §60a Abs. 4 AufenthG.
§ 60a Abs. 4 AufenthG sagt: 

 „Über die Aussetzung der Abschiebung ist dem Ausländer eine Bescheinigung auszustellen.“
„Nach der Systematik des Ausländergesetzes besteht grundsätzlich kein Raum für einen ungeregelten Aufenthalt. Vielmehr geht das Gesetz davon aus, dass ein ausreisepflichtiger Ausländer entweder abgeschoben wird oder zumindest eine Duldung erhält. Die tatsächliche Hinnahme des Aufenthalts außerhalb förmlicher Duldung, ohne dass die Vollstreckung der Ausreisepflicht betrieben wird, sieht das Gesetz nicht vor.

BVerwG, Urteil vom 21. März 2000- 1 C 23/99-, juris, Rn. 13.

Eine Duldung ist grundsätzlich auch dann zu erteilen, wenn die Abschiebung zwar möglich ist, die Ausreisepflicht des Ausländers aber nicht ohne Verzögerung durchgesetzt werden kann. Die Ausländerbehörde hat also nicht nur zu untersuchen, ob die Abschiebung des Ausländers überhaupt durchgeführt werden kann, sondern auch zu prüfen, innerhalb welchen Zeitraums dies möglich ist. Auch wenn dieser Zeitraum ungewiss ist, ist eine Duldung zu erteilen.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 25. September 1997- 1 C 3/97-, juris, Rn. 22 ff.; BVerfG, Beschluss vom 6. März 2003 - 2 BvR 397/02 -, juris, Rn. 37; OVG NRW, Beschlüsse vom 8.Dezember 2010 - 18 B 1468/10 -, juris, Rn. 3; vom 18. Juni 2012 - 18 E 491/12 -, juris, Rn. 8 und vom 27. Juli 2017 - 18 B 543/17 -, juris, Rn. 14; OVG LSA, Beschluss vom 24. Oktober 2022 - 2 M 74/22 -, juris, Rn. 10.

Die tatsächliche Hinnahme des Aufenthalts, mithin eine stillschweigende „faktische“ Aussetzung der Abschiebung außerhalb förmlicher Duldung, ohne dass die Vollstreckung der Ausreisepflicht betrieben wird, sieht das Gesetz nicht vor. Dabei ist unerheblich, ob der Ausländer freiwillig ausreisen könnte und ob er die Entstehung des Ausreisehindernisses zu vertreten hat.

Vgl. zum Ganzen BVerfG, Beschluss vom 6. März 2003 - 2 BvR 397/02 -, juris; BVerwG, Urteil vom 25. September 1997 - 1 C 3/97 -, juris; OVG NRW, Beschluss vom 27. Juli 2017 - 18 B 543/17 -, juris, Rn. 14“ (zitiert aus: VG Düsseldorf, 8 L 1143/24, vom 25.04.2025)

Auch der Beschluss vom VG Weimar, 2 E 1679/23 We vom 18.3.2024 besagt: „Die Systematik des Aufenthaltsrechts lässt grundsätzlich keinen Raum für einen ungeregelten Aufenthalt. Vielmehr geht das Gesetz davon aus, dass ein ausreisepflichtiger Ausländer entweder abgeschoben wird oder zumindest eine Duldung erhält.“
Hilfsweise beantrage ich eine Aufenthaltsgestattung.

Die nationale Bestimmung des § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 AsylG, wonach die Aufenthaltsgestattung mit der Vollziehbarkeit der Abschiebeanordnung nach § 34a AsylG erlischt, kollidiert mit Unionsrecht. Anwendungsvorrang hat das unionsrechtliche Bleiberecht nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinie 2013/32/EU (Asylverfahrensrichtlinie). Von dem Zeitpunkt der Vollziehbarkeit der Abschiebeanordnung bis zum Ablauf der Dublin- Überstellungsfrist ist der Aufenthalt zu gestatten. Die Aufenthaltsgestattung erlischt nicht mit der Abschiebeanordnung (Verwaltungsgerichtshof München, Urteil vom 21. Mai 2025, Az. 19 B 24.1772). 
Für den Fall der Ablehnung bitte ich entsprechend § 37 Abs. 2 VwVfG und § 39 VwVfG um die Ausstellung eines schriftlichen und begründeten Bescheides.

Mit freundlichen Grüßen

___________________
Unterschrift 




